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Die 28. Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz • — wurde mit 
Schreiben des Herrn Präsidenten vom 2. Januar 1967 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
mit der Auflage zugewiesen, dem Plenum bis zum 
14. April 1967 den Bericht vorzulegen. Die Verord- 
nung wurde bereits im Bundesanzeiger Nr. 240 vom 
23. Dezember 1966 verkündet und ist am 1. Januar 
1967 in Kraft getreten. 

Nach § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
kann der Bundestag verlangen, daß die Verordnung 
binnen vier Monaten nach ihrer Verkündung aufge- 
hoben wird. 

Durch die vorliegende Verordnung treten folgende 
Änderungen der Einfuhrliste ein: 

1. In den Länderlisten A und B werden die Länder- 
bezeichnungen für einige Staaten der politischen 
Entwicklung entsprechend geändert. 

2. Entsprechend einem Beschluß des Internationalen 
Kaffeerates vom 6. September 1966 wurde die 
Einfuhr von Kaffee aus Ländern, die dem Inter- 
nationalen Kaffee-Übereinkommen 1962 nicht an- 
gehören, ab 1. Januar 1967 mengenmäßig be- 
schränkt. 


Diesem Beschluß trägt die Bundesregierung Rech- 
nung, indem sie die Fußnoten zu den Kaffeeposi- 
tionen neugefaßt hat. Danach bedürfen alle Ein- 
fuhren, die nicht von einem Ursprungszeugnis 
oder Wiederausfuhrzeugnis oder an deren Stelle 
von einem Ersatzzeugnis nach dem Internatio- 
nalen Kaffee-Übereinkommen begleitet werden, 
einer Genehmigung. Kleineinfuhren und sonstige 
Sonderfälle der Wareneinfuhr, für die die ange- 
führten Zeugnisse nicht vorgelegt zu werden 
brauchen, bleiben genehmigungsfrei. 

Jedes Mitgliedsland darf die Einfuhr von Kaffee 
aus der Gesamtheit der Nichtmitgliedsländer nur 
noch in einer Menge zulassen, die den Jahres- 
durchschnitt der Einfuhren während der letzten 
drei Jahre vor Inkrafttreten des Übereinkommens 
nicht übersteigt. Die neue Beschränkung wird sich 
nur auf eine verhältnismäßig geringfügige Menge 
erstrecken ( 4850 Sack), weil die Länder Bolivien, 
Honduras und Kenia dem Abkommen noch vor- 
aussichtlich bis Ende des Jahres 1966 beitreten 
werden. 

Der Ausschuß empfiehlt dem Plenum, von dem 
Recht gemäß § 27 Abs. 2 Außenwirtschaftsgesetz 
keinen Gebrauch zu machen und die Aufhebung der 
Verordnung nicht zu verlangen. 
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